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Änderung des Landesentwicklungsplanes NRW 
Stellungnahme des Regionalrates Münster 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Epping, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Namen des Regionalrates Münster bedanke ich mich für die Möglich-
keit der Stellungnahme zu den vorgesehenen Änderungen des LEP 
NRW. Ich möchte mich ebenfalls für Ihre mündlichen Erläuterungen im 
Rahmen der Sitzung der Planungskommission am 16. Mai bedanken. 
 
Der Regionalrat begrüßt die grundsätzliche Zielrichtung der Überarbei-
tung des LEP, die kommunale Planungshoheit zu stärken und den Regi-
onalräten wieder mehr Entscheidungsspielräume zu geben. 
 
Nach Auswertung des Entwurfs und ausführlicher Beratung bittet der Re-
gionalrat Münster um die Berücksichtigung der folgenden Anregungen: 
 
Ziel 2-4 
Der Regionalrat unterstützt nachdrücklich das neue Ziel 2-4. Mit den 
neuen Formulierungen werden kleineren Ortsteilen wieder mehr Entwick-
lungsmöglichkeiten eingeräumt. Dabei ist sicherzustellen, dass auch klei-
nere Ortsteile, die bisher nur über eine Außenbereichssatzung bebaubar 
waren, sich bedarfsgerecht erweitern können. 
 
Grundsatz 5-4 
Der Regionalrat unterstützt die geforderte regionale Zusammenarbeit, um 
den Strukturwandel in den Kohleregionen zu gestalten. Diese hat sich be-
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Seite 2 von 4 reits in der Kohleregion Ibbenbüren nachdrücklich bewährt. Die Mitwir-
kung des Landes bei der Bewältigung des Strukturwandels auch im 
Münsterland wird ausdrücklich begrüßt. 
 
Grundsatz 6.1-2 
Der Regionalrat Münster setzt sich für eine sparsame und nachhaltige 
Flächenpolitik ein. Daher wird die Aufforderung zur Verringerung der In-
anspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs-, Verkehrs- und Aus-
gleichsflächen sowie der Vorrang der Innenentwicklung und die Nachver-
dichtung ausdrücklich unterstützt.  
 
Das in Grundsatz 6.1-2 formulierte Leitbild geht jedoch weit darüber hin-
aus. Daher wird die Aufhebung des „5 ha – Grundsatzes“ und der ange-
strebten „Netto-Null-Inanspruchnahme“ von Flächen begrüßt, denn es ist 
absehbar, dass die Kommunen in der Wachstumsregion Münsterland zu-
sätzliche Flächen für ihre Entwicklung benötigen werden.  
 
Ziel 6.6-2 
Der Regionalrat unterstützt die Klarstellung in Ziel 6.6-2, dass die Ein-
schränkungen zur Ausweisung von Erholungs-, Sport-, Freizeit- und Tou-
rismuseinrichtungen auf neu zu schaffende raumbedeutsame Standorte 
bezogen werden sollen und diese nicht für bereits vorhandene Standorte 
gelten sollen. 
 
Grundsatz 8.2-7 
Der Grundsatz sollte um eine verbindliche Regelung ergänzt werden, 
dass die Planungen von Leitungen jeglicher Art rechtzeitig in enger Ab-
stimmung mit den betroffenen Kommunen zu erfolgen hat. 
 
Ziel 9.2-1 
Der Regionalrat Münster fordert in der Zielformulierung sicherzustellen, 
dass die Regionalräte ihre politische Steuerungsfunktion auch weiterhin 
ausüben können. Den Regionalräten sollte daher freigestellt bleiben, ob 
BSAB als Vorranggebiete mit oder ohne Eignungswirkung festgelegt wer-
den – unabhängig vom Vorliegen besonderer Konfliktlagen.  
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Im Münsterland besteht seit vielen Jahren Erfahrung in der Steuerung der 
Windenergieerzeugung. So sind im Regionalplan Münsterland schon seit 
1998 rechtskräftig Eignungsbereiche für die Windenergienutzung ausge-
wiesen worden; seit 2016 sind Vorranggebiete für die Windenergieerzeu-
gung festgelegt worden. Diese Steuerung hat sich im Münsterland bisher 
bewährt und sollte auch weiterhin möglich bleiben. 
  
Grundsatz 10.2-3 
Unabhängig von einer politischen Bewertung muss sichergestellt werden, 
dass hinsichtlich der vorgesehenen Abstandsregelung eine rechtlich trag-
bare Formulierung im LEP erfolgt. Insbesondere vor dem Hintergrund der 
Privilegierung der Windenergie im Baugesetzbuch und der damit verbun-
denen Notwendigkeit, der Windenergie substanziell Raum zu geben, sind 
praktikable landesplanerische Festlegungen unerlässlich. Um die Rechts-
sicherheit dieser Regelung zu gewährleisten und die Vorgabe auf den 
nachfolgenden Planungsebenen umsetzen zu können, sollte der vorge-
sehene Abstand von 1500 m von Windenergieanlagen zur Wohnbebau-
ung ausführlicher begründet werden.   
 
Eine entsprechende Ergänzung könnte der Befürchtung entgegentreten, 
dass der Grundsatz zu Verunsicherungen in der Bevölkerung und in den 
kommunalen Verwaltungen führt. Zudem besteht die Sorge, dass er in 
dieser Form den gefundenen Konsens zur Windenergie im Münsterland 
in Frage stellen könnte.  
 
Darüber hinaus wird ein expliziter Bestandsschutz für bestehende Pläne 
gefordert. 
 
Ziel 10.2-5 
Dem Regionalrat Münster ist es ein wichtiges Anliegen, dass die Nutzung 
von Solarenergie auch in Zukunft grundsätzlich nicht auf Freiflächen, son-
dern in erster Linie auf Dächern und Bauwerken erfolgt. Die ausnahms-
weise Nutzung von Freiflächen sollte wie bisher sehr restriktiv erfolgen. 
Es ist daher eine Klarstellung in der Zielformulierung wünschenswert, 
dass Freiflächenphotovoltaikanlagen auch weiterhin nur in begründeten 
Ausnahmefällen auf Freiflächen zulässig sind. 
 



 

 

Bezirksregierung Münster
Der Regionalrat 
- Der Vorsitzende - 

Seite 4 von 4 Der Regionalrat Münster würde es darüber hinaus sehr begrüßen, wenn 
die bisher vorgesehenen Änderungen im Siedlungskapitel um eine wei-
tere ergänzt werden: Ein geeignetes Mittel für die Weiterentwicklung von 
ASB und GIB-Flächen ist aus Sicht des Regionalrates die Einrichtung von 
sog. Flächenpools. Damit würde mehr Flexibilität für die kommunale Bau-
leitplanung geschaffen, indem den Kommunen erweiterte Handlungsop-
tionen hinsichtlich der Mobilisierung von Grundstücksflächen eingeräumt 
werden. Denn häufig führen weniger fehlende Reserveflächen, sondern 
vielmehr deren Verfügbarkeit zu Restriktionen bei der Flächenmobilisie-
rung.  
 
Wir möchten Sie herzlich bitten, unsere Anregungen bzw. Änderungsvor-
schläge möglichst insgesamt zu berücksichtigen. Zudem bittet der Regi-
onalrat Münster den Landtag und die Landesregierung, das Änderungs-
verfahren zum LEP zeitnah abzuschließen, damit baldmöglichst Klarheit 
auf der regionalen und kommunalen Ebene für zukünftige Planungen be-
steht.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Engelbert Rauen 


